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Die Hardwasser AG muss laut Verfügung des Kantons Basel-Landschaft das Trinkwasser aufberei-

ten, weil es Schadstoffe aus dem Rhein und aus den Muttenzer Chemiemülldeponien von Novartis

& Co enthält. Die Hardwasser AG gehört zu je 50% den Kantonen Basel-Land und Basel-Stadt. 

Im Rheinwasser, das die Hardwasser AG in der Muttenzer Hard und die IWB in den Langen Erlen

versickern lassen, um Trinkwasser zu gewinnen, kommen immer wieder sogenannte polare und

apolare Schadstoffe vor. Eine polare Substanz, das Biozid THPS, wurde vor kurzem aus dem AKW

Leibstadt sogar absichtlich in den Rhein geleitet. Durch die Grundwasseranreicherung mit Rhein-

wasser können solche Schadstoffe unerkannt ins Trinkwasser der Hardwasser AG gelangen.

Anscheinend weiss der Trinkwasseranbieter nicht zu jedem Zeitpunkt, mit welchen Schadstoffen das

Rheinwasser verunreinigt ist. Dies widerspricht dem Lebensmittelgesetz, das verlangt, dass Lebens-

mittelhersteller ihre Systeme ständig unter Kontrolle haben müssen.

Die Chemiemülldeponien neben den Anreicherungsanlagen der Muttenzer Hard enthalten polare

und apolare Schadstoffe in grossen Mengen, wie u.a. firmeninterne Stofflisten zeigen. Im Umfeld der

Deponien aber wurde bis heute - soweit bekannt - vor allem nach apolaren und nur untergeordnet

nach polaren Giftstoffen gesucht.

Es ist allgemein bekannt, dass Aktivkohlefilter insbesondere polare Schadstoffe in der Regel nur

ungenügend aus Wasser bzw. Trinkwasser herausfiltern können. Dies zeigt das jüngste Beispiel

beim Roemisloch: Allschwil fand im Wasser aus dem Auslauf des Aktivkohlefilters mittels LCMS-

Screening zahlreiche Schadstoffe, die der Aktivkohlefilter offensichtlich nicht zurückzuhalten

vermochte.

Obwohl dies alles bekannt ist, will die Hardwasser AG nur einen Aktivkohlefilter bauen. Dies im

Gegensatz zur Gemeinde Muttenz, die eine mehrstufige Trinkwasseraufbereitung bauen will, wie sie

am Zürich- und Genfersee seit Jahren in Betrieb sind.

Ich bitte den Regierungsrat folgende Fragen zu beantworten:

1) Teilt die Regierung die Ansicht, dass die beiden Trinkwasserproduzenten nicht jederzeit wissen,

was für Schadstoffe das Rheinwasser enthält, das sie zu Trinkwasser verarbeiten? Wenn Ja:

was gedenkt die Regierung dagegen zu unternehmen? Wenn nein: Wie und mit welchen

Methoden erfassen die Trinkwasserhersteller jederzeit die Schadstoffe im Rheinwasser, das sie

zu Trinkwasser verarbeiten?

2) Ist die Regierung ebenfalls der Meinung, dass im Rheinwasser oft polare Schadstoffe vor-

kommen?
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3) Teilt die Regierung die Ansicht, dass auch in den Chemiemülldeponien von Novartis & Co.

zahlreiche polare Schadstoffe vergraben liegen?

4) Wie beurteilt die Regierung die Analyseergebnisse von Allschwil, insbesondere im Vergleich der

LCMS-Analysen Hangwasser/Nach Aktivkohle?

5) Teilt die Regierung die Meinung, dass ein Aktivkohlefilter polare Schadstoffe nicht bzw. schlecht

zurück hält?

6) Was hält die Regierung von den zahlreichen mehrstufigen Aufbereitungsanlagen, die z.B. am

Zürich- und Genfersee in Betrieb sind?

7) Stimmt es, dass Vertreter der Eawag an der Hardwasser AG-Jahresversammlung 2010 ein

Referat mit dem Fazit gehalten haben, dass bei Spurenverschmutzungen wie im Trinkwasser

der Hardwasser AG nur eine mehrstufige Aufbereitung mit Oxidationsanlage in Frage komme?

8) Warum setzt die Hardwasser AG nur einen Aktivkohlefilter zur Aufbereitung ein, obwohl bekannt

ist, dass dieser alleine kein sauberes Trinkwasser garantieren kann?

Ein ähnlicher Vorstoss wurde im Oktober 2011 im Grossen Rat Basel-Stadt eingereicht.
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